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satfon sechsWochen lang inNizza auHgevastet, wäh
rend sich ein anderer mehrere Wochen lang in der Schweiz
aufgehalten habe. Auch daraus ersehe man, daß die Ab
gabe die zu ihrer Leistung herangezvgenen Wirte gerade
nicht ruiniert habe.

Eine Reibe von bäuerlichen Abgeordneten (O b-
wexer, Thaler, Senn und Haidegger) unter
stützten den Antrag Schülers, wobei sie protestierten, das;
„die bodenständige Landbevölkerung Tirols in Innsbruck
nach dem System Breitner ausgebeutet" werde.

Abg. Napoldi fand es merkwürdig, daß die bäuer
lichen Abgeordneten im Landtage auf einmal gegen eine
indirekte Abgabe Sturm laufen. Tie stürkste Parteiim Landtage scheine eben die Partei der Ga ü wirtezu sein. Die Stadt Innsbruck habe infolge des Fremden
verkehres auch große Auslagen und gerade im letzten
Jahre seien für die Erhaltung der Straßen Milliarden
verwendet worden. Ter Antrag selbst sei eine erstklas-sigeUnfreundlichkeit gegen dieLandeshaupt-st a ö t. Der Anstand hätte es gefordert, zuerst bei Sen maß
gebenden Funktionären der Stadt vorzusprechen. In frü
heren Landtagen, namentlich unter Landeshauptmann
Ka ihre in sei ein derartiges Vorgehen ganz unmög
lich gewesen. Heute poche man eben nur auf die Macht.

Abg. Obwexer: „Das ist eben die Demokrat- e."
Abg. Rapoldi: „Nein, das ist nicht Demokratie, das

«t Diktatur."
Zum Schluß verwies der Redner darauf, daß im Gesetz

festgesetzt sei, daß die Durchführungsbestimmungen vonder Landesregierung über Antrag des Innsbrucker
Stadtrates erlassen werden können. Nun wolle sich
aber der Landtag an die Stelle des Stadtrates setzen
und der Stadt Innsbruck einfach diktieren.

LHSt. Dr. Peer erklärte, noch einmal, datz die Stadt
Innsbruck formell und rechtlich gedeckt sei. DieFrage zu entscheiden, ob die Anwendung des Gesetzes
eine zu große Ausdehnung angenommen habe, sei Sache
der Landesregierung, von der die Durchführungs
verordnung hinausgegeben wurde. Er beantragte, den
Antrag nicht im Hause meritorisch zu behandeln, sondern
ihn der Landesregierung zur kompetenten Erledi
gung abzutreten.

Die Abstimmung.
Nach dem Schlußwort des Abg. Schüler wurde zurAbstimmung geschritten. Für den Antrag des Landes-

hanptmannstellvertreters Dr. Peer stimmten die Groß-
deutschen, mit Ausnahme des Abg. Dillersbcrger, sowie die
Sozialdemokraten und die Abgeordneten des Tiroler
Volksvereines. Dagegen stimmte geschlossen der B a n-
ernbund. Mit dem Verhältnis von 16 für und 17 gegen
wurde der Antrag Peer abgelehnt und im gleichen
Verhältnis wäre auch der Antrag Schulcr angen 0 m-
men morden, wenn nicht während dieser zweiten Abstim
mung Abg. Dr. Mii h l r e i t e r im Saal erschienen wäre,
der seine Stimme gegen den Antrag abgab. Vei dem
nun so znstandegckommcnen Stimmenverhältnis 17 zu 17
batte der Antrag die erforderliche Mehrheit ntcht erreicht,
so datz er als aügelchnt betrachtet werden mutzte.

Die Wertgrenze für geringfügige Grundbuchsache«.
Es wurde sodann die Beratung der Tagesordnung fort

gesetzt. In der Frühjahrssefsion hat der Landtag ein Gesetz
angenommen, in dem die Erhöhung der Wertgrenzefür geringfügige Grun d b uch sachen auf 200 Gold
kronen festgesetzt wurde. Gegen diesen Beschluß hat die
Bundesregierung Einspruch erhoben, da bereits durch
ein Bunöesgssetz diese Grenze mit 300.000 Kronen fest
gesetzt worden war. Infolgedessen mußte der Landtag, umnicht mit dem Bersassnngsrecht in Widerspruch zu kom-
men, den seinerzeitigen Beschluß reassumieren und eben
falls den Betrag von 300.000 Kronen als Wcrtgrenze fest-
fetzcn.

Es wurde jedoch ein Antrag Dr. Peers angenommen,in dem die Bundesregierung und der Nativnalrat auf
gefordert werden, ehestens ein Gesetz zu erlassen, durch das
diese Wertgrenze für ganz.Oesterreich mit 200 Goldkronen festgesetzt wird.

Es sollte sodann der Entwurf für die Abänderungen des
Kraftfahrzeugsteuergesetzes in Beratung ge
zogen werden. Abg. Fischer verwies jedoch darauf, daß
der Entwurf des Finanzausschusses eine Reihe von Unrichtigkeiten enthalte und auch sehr wenig überdacht sei.
Er beantragte deshalb, die Beratung auf die Tagesord
nung der nächsten Sitzung zu verlegen, damit den Abge
ordneten Gelegenheit gegeben sei. zweckdienliche Vorschläge
anszuarbeiisn und auch die Interessenten über ihre An
schauung zu Hörem

Der Laudesgeirerdsanfschlag für Selbstversorger.
Laudcsrat Dr. Pusch berichtete sodaun über einen An

trag des Finanzausschusses betreffend die Erhöhungdes Pauschales für den L an d e s ge t re i d c a n f sch l a g
der Selbstversorger, die vom Bundesfinmizmini-
sterium ausdrücklich verlangt worden sei. Er beantragte,
datz als Entgelt für den Aufschlag des im Lande selbst er
zeugten Getreides von den Besitzern von Ackergrundstückcn
ein Zuschlag zur LandeSgrundstener in der Höhe von
sechsPr 0 zent des Katastralreinertrages üie'er Grundstücke eingehoben werde. Dieser Antrag wurde angenom
men, dagegen ein Antrag des LHSt. Dr. Gruener auf
eine Erhöhung auf acht Prozent avgelehnt.

Angenommen wurde ferner ein Antrag Dr. Pem-baur, in dem die Landesregierung beauftragt wird, die
erforderlichen Schritte in der Richtung zu unternehmen,
daß bei Bemessung der W a ren um sa tz ste uer der
Landesgetreiöeaufschlag nicht in die Bemesstmgsgrundlage
einbezogen werde.

Die nächste Sitzung findet Samstag >-10 Uhr vormittags
statt.

X Neue Vorlagen der Ausschüsse.
Die Neihmrgörevisiorr der unteren und mittleren Mon
tan- und Salinenbeamtcn mit Fachschnkbilönng des

Landes Tirol.
Die völlig durchgeführte Neureihung der Bundes- und Londes-

beamten in die neue Etappe der Besoldungsresorm Hut ergeben,
daß Bsamtengruppen, die direkt von Wien aus gereiht werden,
gegenüber den Wiener Beamten stark benachteiligt worden sind. Am
schlechtesten Huk man die mittlere Beamtengruppe mit Fachschulbil-
bung der Tiroler Montan- und Salinenbetriebe behandelt. Trotz
vieler Zusagen und Vorsprache -des Herrn Landeshauptmannes selbst,
ist ein« Reihung erfolgt, die jedem Rechtsempfinden Hohn spricht.

Dies« B e am t er, grup p« n sind durchweg, Tiroler
Landeskieider und müsse nj. scheiints, der Will
kür Herr sch oft höherer Bureaukraten Wiensst a n d h a l t e n.

Die schwe'berufliche Dienstoerrichtung brächt« es mit sich, daß
diese Grupp; wenigstens Wiener Kmizlestmgestellten gleichgestellt
würde. Der Industrieausschuß richtet daher an den Landtag
den Antrag, «r möge beschließen, die Tiroler Landesregierung wird
aufgefordert, bei der Bundesregierung vorstellig zu werden, damit
im Wege des Finanzministeriums und Ministeriums für Handel
und Berkehr diesem unhaltbaren Zustand ehestens abgeholfen wird
und di« Tiroler Montan, und Saiinenbeamten so gereiht werden,
wie es ihrer Vorbildung und Dienstverrichtnng entspricht.
Rückgabe der Nmraser Sammlung au das Land Tirol,
bezw. Verhandlungen zwecks Schabloshaltnng für die

widerrechtliche Fernhaltnng dieser Sammlung.
Trotz mehrfacher Vorstellungen befinden sich noch immer wert

voll« Kunst- und Muscalgegerrstände in Wiener Sammlungen, Sie
seinerzeit widerrechtlich aus Tirol entfernt wurden. Es Han-
delt sich hiebei insbesonders um die wertvolle Amrasec Samm»iung, die Milliardc-nwert« darsteilt und deren Rückgabe schon
mehrmalr verlangt wurde.

La di« Berechtigung dieser Forderung des Landes Tirol auf
Rückerstattung der Amraser Sammlung nicht widerlegt werden
konnte, muß der Tiroler Landtag entschieden auf seinem Rechte,
das historisch begründet ist, bestehen, da die Sammlung nicht allein
wissenschaftlich und künstlerisch von größter Bedeutung für das
Land ist, sondern auch angesichts unseres Fremdenverkehrs in
Tirol ganz anders zur Auswertung gelangen kann als an einem
anderen Orte

Die bisher vom Land« Tirol eingeleiteten Schritt«, dir Rück-
stellung der Sammlung zu erlangen, haben noch zu keinem Erfolge
geführt. Deshalb muß di« Angelegenheit neuerdings aufgegriffen
werden, da die Rechtslage die Rückstellung verlangt. Sollte die
Rückstellung auch weiterhin nicht erreicht werden können, so muß
die Tiroler Landesregierung mit allen Mitteln darnach trachten,
falls die Sammlung weiterhin in Wien verbleibt, entsprechend«
Kompensationen für di« Entziehung unschützbarer Kunst
werte zu erlangen. Line solche Entschädigung könnte seitens des
Landes nur darin erblickt werden, daß der Bund die ein« oder ander«
im Eigentum des Bundes befindlich« Baulichkeit (Schloß Am
ras. D 0 gana) dem Lande überläßt und dem Lande gleichzeitig
di« Mittel z'm Ausbau und zur Erhaltung zur Verfügung stellt.

Gleichzeitig muß darauf verwiesen werden, daß in Tirol die
Nachricht sehr seltsam berührt hat, wonach man in Wien im Be
griffe stand, das im Bestände des Wiener Staatsrmrsermis befindlich«
Bild unseres heimischen Malers Defregger, — das weltbe
rühmte „Letzte Aufgebot" — zu veräußern. Wenn schon in

-werden lärmen, so daß diese Kosten von den Heimatsgemeinden
zu tragen sind. Infolge der ungleichen Verteilung der Taubstummen
auf di« einzelnen Gemeinden wird di« eine zu viel, di« andere
wenig oder gar nicht finanziell belastet sein. Hier müßte wiederum
Land und Bund zur teilweisen Entlastung der Gemeinden eintreten.

Wenn schon hiedurch dem öffentlichen Gemeinwesen eine neue
finanziell« Last hinzuwächst, so muß betont werden, daß da nun
mögliche Heranbildung von Taubstummen als soziale Forderung
höher steht.

Ohne Schulzwang kann die erforderliche Bolksfchulbitdung der
Taubstummen nicht erreicht werden^ sei es, weil da betreffenden
Kinder mit 8, 9 oder mehr Jahren alt erst in die Taubstmnmenlehr-
a,»statt geschickt werden, sei es, weit die Zöglinge schon nach 2 kos 3
Schuljahren aus der Anstalt abgezogen werden. Unverstand der
Eltern und noch mehr die Nahrungssorgen treiben dieselben zu die
ser die Heranbildung der Kinder beeinträchtigenden Handlungsweise.

Di« Landestaubstummenanstalt Miis bei Hall hatte bisher «inen
durchschnittlichen Jahresbelag von 70 Zöglingen, von denen mehr
als ein Viertel zu Italien (ehemaliges Südtirol) gehören und könnt«
dieselbe im ganzen bis zu 90 Zöglinge beherbergen. Nach Mittei
lung der Anstaltsdirektion würde die Anstalt Mils bei Ausschluß der
Ausländer zur Ausnahme der in Tirol befindlichen ausbildungsföhi-
gen taubstummen Kinder hinreichen. Der Finanzausschuß stellt
daher den Antrag, der Landtag wolle di« Landesregierung beauf
tragen, im Einvernehmen mit den übrigen Bundesländern an den
Bund um eine ausdrückliche gesetzliche Festsetzung
der Verpflichtung der vollen VolksschulbLdung für taubstumme
Kinder und der Uebernahme eines Teiles des Schulaufwand.'s hic>
für auf den Bund heranzutreten.
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Wien auf di« Ausstellung dieses Gemäldes nicht Wert gelegt wenden
sollte, wäre d-e Ausstellung die!«» Bildes in dein Innsbrucker Mu
seum Ferdinandeum als dauernde Leihgabe zu verlangen. Gleich
zeitig damit müßt« als vcrläufiger Ersatz bis zur Rückgabe der in
bas Land Tirol gehörenden Amrascr Sammlung verlangt werden,
daß eine Reihe von Ausstellungsgegenständen dauernd
oder zeitweise während des Fremdenverkehrs in Innsbruck zur Aus
stellung gelangen.

Schließlich müßt« unter Hinweis auch di« wi-de«rechtlich erfolgte
Zurückhaltung der Amraser Sammlung von der Bundesregierung
eine ausgiebige Unterstützung der künstlerischen Bestre-
bringen im Lande Tirol und Subventionierung der Tiroler"iünstler verlangt werden.

Der Kimstausschuß legt daher dem Landtag folgenden Antrag
zur Annahme vor:

Die Landesregierung wird beauftragt, unverzüglich und in ener
gischer Form alle erforderlichen Schritte einzuleiten, die zur bal
digen Rückstellung jener Kunftgegenstönde und Musealbestände andas Land Tirol führen, welch« seinerzeit unberechtigterweise außer
Landes geschasst wurden.

Sollte dermalen «ine sofortige Rückgabe der in das Land
Tirol gehörerden Sammlung aus irgendwelchen Gründen nicht
erfolgen, sind Verhandlungen in der Richtung einzuleiten, daß der
Bund das Land in irgendeiner Weise schadlos hält bis zur endgül
tigen Rückstellung der Sammlung Eine solche Entschädigung ist
anzusireben durch Uebergab« von Bundesbaulichkeiten (Schloß Am-
ras, Dogana) zur Auswertung an das Land unter gleichzeitiger
Beisteünng d,r Mittel zum Ausbau und zur Erhcitumg Vieser
Baulichkeiten — oder burch Erstellung von Bauten (Kunstausstel-
üiugLgebär.de) oder durch entsprechend« Barsubventionen künstleri
scher Bestrebungen stn Lande Tirol und der Tiroler Museen oder
durch Aufstellung von Ausstellungsgegenständen in Tirol (dauernde
Leihgaben). —

Gleichzeitig sind mit den berufenen Stellen Verhand
lungen «inzukiten, daß das in Wien zum Verkaufe angebotene
Bild Franz von Defreggers „Das letzte Aufgebot" in Innsbruck
im Tiroler Museuni Ferdinandeum zur Ausstellung gelangt.

Der Unterricht für tanSstnmMc Kinder.
Da durch den modernen Unterricht der Taubstummenkinber, be

sonders durch Anwendung der sogenannten Lautsprachmethode die
Heranbildung der Taubstummen im gleiche» Umfange und Ausbü-
dungshöhe wie in der allgemeinen Volksschule sichergestellt ist, tritt
aus den gleichen Gründen, die zur Schaffung des stn Reichsschnl-
gesetze normierten Schulzwanges maßgebend waren, die soziale For
derung nach volksschulmäßiger Heranbildung auch der taubstummen
Kinder durch gesetzliche Normierung der Schulpflicht an die hiefiir
kompetente gesetzgebende Körperschaft heran.

Es kann zwar schon aus den Bestimmungen des Reick,svolksschut-
gesetzes der Bestand der gesetzlichen Schulpflicht auch für die taub
stummen Kinder entnommen werden, doch stößt die praktische Durch
führung derselben auf groß« Schwierigkeiten, da die Ettern und
Vormünder ve'halte» rverden sollen, di« taubstummen Kinder viel
fach weit weg vom Aufenthaltsorte in die Taubsrummenschule zusckficken und dieselben durch acht Jahre hindurch in einer Anstalt ver-
pflegen zu lass«». Die Frage der Zahlung der hiefiir auflaufenden
Berpflegstosten wird hiebei die Hauptrolle spielen. Nur ein gerin
ger Teil wird die Lerpfiegskosten für acht Jahre zur Gänze auf
bringen. Da bekanntlich die laubstumm geborenen ober im frühesten
Kindesaltsr ta rbstumm gewordenen Kinder mehr aus ärmeren
Kreisen mit ohnehin reichem Kindersegen entstammen, wird ein
Großteil der V-rpflegskosten von den Eltern gar nicht hereingebracht

NlMllWs M IMM « WI.
Vom Privatdozenten Dr. Guido Hradil-Jnnsürnck.

Mit Ende Dezember 1922 ist der alte Bergbau Sil
berleithen bet Biberwier, der seit dem Beginne des
16. Jahrhunderts ununterbrochen in Betrieb gestanden
ist, von den Eigentümern stillgelegt worden. Nicht Erz
mangel, sondern eine unbefriedigende Rentabilität zu
folge der allgemeinen wirtschaftlichen Lage mag die Ur
sache gewesen sein. Eine derartige, tief in das Wirt
schaftsleben unseres Landes einschneidende Maßregel
muß aufs tiefste bedauert werden, wenn man alle die
Folgen denkt, die eine solche Stillegung für Hunderte
von Menschen im Gefolge hat. Aber das soll noch schlim
mer kommen. Mehr als einer von den übrigen Tiroler
Bergbaubetrieben kämpft seit Jahr und Tag einen har
ten Eristenzkampf, dessen Ende nicht abzusehen ist und
wir rnüssen uns darauf gefaßt machen, Satz das Beispiel
von Silberlcithen viel Nachahmung finden wird. Und
die Ursachen dieser traurigen Erscheinung? Na ja, dar
über könnte man ja vieles, ach so vieles sagen und
schreiben und das Thema wäre noch nicht erschöpft; nur
eines soll immer wieder hervorgehoben werden, daß cs
nicht der Erzwangel ist. der zur Stillegung führt. Wir Hä
ven genügend Erzmittel im Land, aber es fehlt an Mit
teln zur Ausschließung und Bereitstellung derselben, amöligsten Anlage- und Jnvestitionskapital. Die alten
Vergre-vie re» von Nassereit h, von Karrösten und
am Dschirga nt, von Tüsens, Serfaus und
Flirsch, von Schwa z, Brixlegg und Umgebung,

i sowie die weitgedehnten alten Kitzbüheler Baue und'

ungezählte neue Schürfe sind noch unerschöpste Fund
gruben von wertvollen Erzmittelu. Neuere Schürfarbei
ten haben dies immer wieder öargetan; erst kürzlich bat
sich eine junge Gewerkschaft im Tegestal unweit des
Fernpasses niedergelassen und arbeitet mit beachtenswer
tem Erfolg an der Ausschließung der dortigen Blei- und
Zinkerze. Wenn man die Bergbaubetriebe des Landes
bereist mit ihren zahllosen bodenständigen, festgewurzel
ten Erinnerungen aus der Zeit reicheren Bergsegens,
den Flur-, Orts- und Personennamen, die alle auf berg
bauliche Motive zurückdeuten, und man sieht die bleichen,
unterernährten Gesichter der Leute, die „stillgelegt" oder
abgebaut sind, so kommt einem die Melancholie an. Ja,
abgebaut wurde viel in Tiroler Gruben in jüngster Zeit,
aber nicht Erz, sondern Personal —, doch lassen wir das!
Die Frage mochte uns aber gestattet sein: kennt manbei den maßgebenden Stellen den Ernst der Lage des
Bergbaues im Lande? Und hat man Maßregeln ergrif
fen, um dem drohenden Verfall zu begegnen? Und
welche? Das sind noch Dinge, an denen die Oeffentlich-
keit ein Interesse hat; man hört so selten etwas darüber.

— Wohl ist ein Teil der in Frage kommenden Betriebe
im Staatsbesitz, aber trotzdem sind es doch Tiroler Lau
desinteressen von hoher Bedeutung, die da in Frage kom
men und die Menschen, die unter Ser Not der Zeit und
dem Verfall des Bergbaues leiden, sind doch Tiroler
Landeskinder. Wäre es da nicht an der Zeit, die Ur
sachen dieses Verfalles etwas näher zu untersuchen uns
die Frage nach Abhilfe und den zu ergreifenden Mitteln
etwas eingehender zu prüfen? Oder sollen wir warten,
bis der letzte Sprengschutz in einem Tiroler Bergwerk
verhallt ist und die Bohrhänrmer in irgend einem Holz
schuppen rosten? Dieser Zeitpunkt ist wirklich näher als
im allgemeinen bekannt ist. Zweifellos wäre da Raum
und Anlaß genug zu Erörterungen, die auch breiteren
Kreisen nicht vorenthalten bleiben sollte,i.

Salzburger Landtag.
Bor der Vollendung des Bärenkraftrverkcs.

^
KB. Salzburg, 19. Dezember. Zu Beginn der beutigcn

Sitzung des Landtages verwies Landeshauptmann
Rehrl auf die demnächst erfolgende Vollendung des
Bärenkraftwerkes in Fusch und betonte, daß der
Landtag mit stolzer Geimgtnnng auf die Fertigstellung
des Werkes blicken könne.. Mit der Aufnahme des Betrie
bes im Bürenwerke ist nach der Ende 1921 erfolgten Vol
lendung der 140 Kilometer langen Fernleitung durch den
Pongau und Pinzgau derzweite A b schnittder
vom Landtag im Fahre 1919 beschlossenen Hauptaktion zumAusbau der heimischen Wasserkräfte und der Versorgung
des Landes mit elektrischer Energie beendet. Damit sind
die technischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen fürdie Verwendung des elektrischeil Stromes auf breitesterGrundlage in allen Teilen des Landes geschaffen.

Der Landtag beschloß sodann die Vereinigung der Lan-deslwpothekenanstalt mit der Limdcskommnnalkredit-
anstalt unter der Bezeichnung „LmrdeshypothekenanNalt
«alzburg" und genehmigte weiters für das Salzburger Festspielhaus pro 1925 eine Subventionvon 40 Millionen Kronen. Die nächste Sitzung findet am14. Jänner 1925 statt.


